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Sehr geehrte/r …, 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Informationen zum Sitzungsbetrieb 

Im Finanzgericht Düsseldorf finden unter Beachtung der gebotenen Abstands- und Hygienevorschriften mündliche 
Verhandlungen und Erörterungstermine statt. Informationen zu dem Sitzungsbetrieb erhalten Sie auf unserer Homepage.  

Auswahl aktueller Entscheidungen 

Fiktion einer Nullbescheinigung gilt auch für Regiebetriebe 

Mit Urteil vom 23.06.2020 (Az. 6 K 2049/17 KE) hat das Finanzgericht Düsseldorf entschieden, dass Beträge aus dem 
steuerlichen Einlagekonto auch bei einem Regiebetrieb nur dann als verwendet gelten, wenn für die Leistung rechtzeitig 
eine Steuerbescheinigung i.S.d. § 27 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) ausgestellt wurde. Fehlt es an einer 
solchen Bescheinigung, gelte der Betrag der Einlagenrückgewähr als mit Null Euro bescheinigt. 

Klägerin des Verfahrens war eine Gemeinde. Sie unterhielt einen Betrieb gewerblicher Art in Form eines Regiebetriebs, 
also ein in ihre Gemeindeverwaltung eingegliedertes, unselbständiges wirtschaftliches Unternehmen, der seit Jahren 
Verluste erzielte. 

Im Rahmen einer Betriebsprüfung stellte das beklagte Finanzamt fest, dass ein Teil des im Jahr 2013 beim Regiebetrieb 
angefallenen Verlustes ein nicht begünstigter Dauerverlust sei. Dies löse – nach Ansicht des Finanzamts – eine verdeckte 
Gewinnausschüttung an die Trägerkörperschaft, also die Klägerin, aus. Die Voraussetzungen einer Einlagenrückgewähr 
lägen nicht vor, weil keine Steuerbescheinigung über den Abgang dieser Mittel aus dem steuerlichen Einlagekonto 
ausgestellt worden sei. 

Das Finanzamt erließ daraufhin gegen die Klägerin einen Nachforderungsbescheid über die Festsetzung von 
Kapitalertragsteuer. Die dagegen erhobene Klage wurde damit begründet, dass keine verdeckte Gewinnausschüttung 
vorliege und somit keine Kapitalertragsteuer angefallen sei. Es handele sich um eine Einlagerückgewähr. Die Ausstellung 
einer Bescheinigung über die Verwendung des steuerlichen Einlagekontos sei bei Regiebetrieben ein bloßer Formalismus 
und daher nicht erforderlich. Bei Regiebetrieben würden sich Gewinnausschüttungen und der Ausgleich von Verlusten 
automatisch vollziehen. 

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/
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Das Finanzgericht hat die Klage abgewiesen und entschieden, dass der Beklagte die Klägerin als Ersatzsteuersubjekt des 
Regiebetriebs zu Recht aufgefordert habe, Kapitalertragsteuer auf eine verdeckte Gewinnausschüttung abzuführen. Die 
Richter vertraten die Auffassung, dass keine Einlagenrückgewähr vorliege. Da es an einer Steuerbescheinigung nach § 27 
Abs. 3 KStG fehle, werde gesetzlich die Ausstellung einer Nullbescheinigung fingiert. Die entsprechende Regelung (§ 27 
Abs. 5 Satz 2 KStG) gelte auch für Regiebetriebe. 

Obwohl der Regiebetrieb mangels eigener Rechtspersönlichkeit mit seiner Trägerkörperschaft zivilrechtlich identisch sei, 
sei die Klägerin als Trägerkörperschaft steuerrechtlich grundsätzlich wie ein Anteilseigner einer Kapitalgesellschaft zu 
behandeln. Dies müsse auch hinsichtlich der Verwendungsfestschreibung des steuerlichen Einlagekontos gelten. Der vom 
Gesetz verfolgte Zweck der Festschreibung der Verwendung des Einlagekontos zu einem bestimmten Zeitpunkt habe auch 
für Regiebetriebe Bedeutung. Die materiell-rechtliche Berechnung einer Einlagenrückgewähr solle durch die Rechtsfolgen 
einer nicht rechtzeitig oder gar nicht erteilten Steuerbescheinigung stets überlagert werden. 

Die Entscheidung hat für die Besteuerung der wirtschaftlichen Betätigung von Städten und Gemeinden große Bedeutung. 
Das Urteil ist nicht rechtskräftig. Zur Fortbildung des Rechts hat der Senat die Revision zugelassen. 

Die Entscheidung im Volltext: 6 K 2049/17 KE 

Kaufpreis eines im Wege einer mittelbaren Grundstücksschenkung zugewandten 
Grundstücks kann Vergleichswert für dieses Grundstück i.S.d. § 183 Abs. 1 Satz 1 

BewG sein  

Die Beteiligten stritten über die Bewertungsmethode bei einer mittelbaren Grundstücksschenkung. Die Tochter des Klägers 
erwarb ein bebautes Grundstück zum Preis von 920.000 Euro. Den für die Zahlung des Kaufpreises erforderlichen 
Geldbetrag hatte der Kläger ihr zuvor geschenkt. 

Zum Zwecke der Festsetzung der Schenkungsteuer ermittelte das beklagte Finanzamt einen Grundbesitzwert für das von 
der Tochter erworbene Grundstück. Das Finanzamt stellte einen Wert i.H.v. 920.000 Euro fest. Dabei legte es im 
Vergleichswertverfahren den von der Tochter gezahlten Kaufpreis i.H.v. 920.000 Euro zugrunde.  

Der Kläger wehrte sich gegen den aus seiner Sicht zu hohen Wertansatz. Er begehrte die Bewertung des Grundstücks mit 
dem niedrigeren Sachwert. Er vertrat die Ansicht, es keine gesetzliche Regelung gebe , wonach der Kaufpreis des zu 
bewertenden Grundstücks selbst der Bewertungsmaßstab sei. Das Vergleichswertverfahren sei nicht anwendbar, weil das 
Gesetz eine Mehrzahl von vergleichbaren Grundstücken verlange. Das Finanzamt habe aber nur den Kaufpreis eines 
einzigen Grundstücks herangezogen.  

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 26.05.2020 abgewiesen und entschieden, dass das 
Finanzamt zu Recht das Grundstück im Wege des Vergleichswertverfahrens mit dem von der Beschenkten gezahlten 
Kaufpreis bewertet hat.  

Die einschlägige Vorschrift (§ 183 BewG) ist nach Ansicht der Richter dahingehend zu verstehen, dass ein einzelner 
Verkaufspreis als Vergleichswert ausreicht, wenn er das zu bewertende Grundstück selbst betrifft und zeitnah im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr erzielt wurde. Es sei kein Grund ersichtlich, warum der tatsächliche Wert eines 
Grundstücks nur zu Gunsten der Steuerpflichtigen im Wege der Öffnungsklausel zu berücksichtigen sein sollte, aber nicht 
im Rahmen des Vergleichswertverfahrens. 

Der Wortlaut des Gesetzes stehe dieser Gesetzesauslegung nicht entgegen. Zwar verlange die gesetzliche Regelung die 
Heranziehung von "Grundstücken". Die Verwendung eines Begriffs in der Mehrzahl bedeute aber nicht zwingend, dass 
tatsächlich mehrere Gegenstände der genannten Art vorliegen müssen. Die Verwendung des Plural könne auch der 
Verwendung des Wortes als Oberbegriff dienen. 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Die vom Senat wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassene Revision wurde 
eingelegt und ist beim Bundesfinanzhof unter dem Az. II R 14/20 anhängig.  

Die Entscheidung im Volltext: 11 K 3447/19 BG  
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Weitere aktuelle Entscheidungen 

Einkommensteuer 

Keine Anrechnung eines steuerpflichtigen Sterbegeldes auf die als außergewöhnliche Belastungen 
anzuerkennenden Beerdigungskosten 

Die Entscheidung im Volltext: 11 K 2024/18 E 

Nachweis höherer Anschaffungskosten einer Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft bei Besteuerung im 
Wegzugsstaat setzt tatsächliche Zahlung einer § 6 AStG entsprechenden Steuer voraus 

Die Entscheidung im Volltext: 7 K 2991/19 E 

Umsatzsteuer 

Zur Bestimmung des Leistungsempfängers von Warenlieferungen bei Einschaltung eines Fullfillment-
Dienstleisters im Online-Handel 

Die Entscheidung im Volltext: 1 K 2693/17 U 

Abgabenordnung 

Keine Wiedereinsetzung in versäumte Einspruchsfrist und keine Nichtigkeit von Schätzungsbescheiden 

Die Entscheidung im Volltext: 10 K 909/19 E,U,AO 

Erlass einer Kindergeldrückforderung wegen sachlicher Unbilligkeit 

Die Entscheidung im Volltext: 15 K 2506/18 AO  

Stellenausschreibung 

Das Finanzgericht Düsseldorf sucht Verstärkung. Es werden voraussichtlich zum 01.09.2020 zwei Stellen als Richter/-in 
am Finanzgericht Düsseldorf ausgeschrieben werden. Bei Interesse können Sie sich bereits jetzt für nähere Informationen 
an unseren Personaldezernenten, Herrn RiFG Dr. Oliver Rode, wenden (0211/7770-1523 oder 0211/7770-1511, E-Mail: 
Oliver.Rode@fg-duesseldorf.nrw.de). 

 

Quelle: Justiz NRW 
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Save the date: DStJG-Regionaltagung am 26.11.2020 

Die diesjährige Regionalveranstaltung der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft e.V., die in Kooperation mit dem 
Finanzgericht Düsseldorf ausgerichtet wird, findet am 26.11.2020 statt.  

Die Veranstaltung wird coronabedingt dieses Jahr im Wesentlichen als Streaming-Veranstaltung durchgeführt 
werden. Über die weiteren Einzelheiten werden wir Sie in den kommenden Ausgaben unseres Newsletters sowie 
auf unserer Homepage informieren. 

Zum Thema " Steuerrecht in Zeiten der Krise" werden folgende Referenten vortragen:  

RA Prof. Dr. Jens Schönfeld (Flick Gocke Schaumburg)  

Prof. Dr. Steffen Lampert (Institut für Finanz- und Steuerrecht, Universität Osnabrück)  

MR Dr. Peter Heinemann (Ministerium der Finanzen NRW)  

Wie im Vorjahr wird die Veranstaltung von Richter am Finanzgericht Dr. Oliver Rode moderiert.  

Bitte merken Sie sich den 26.11.2020 vor. 

 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen . Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 
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